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Mit dem Gesetz zur Reform des Wohnungsbaurechts sind einige Änderungen eingetreten. Wichtigste Neuerungen: Das Wohnraumförderungsgesetz (WoFG) löst das II. Wohnungsbaugesetz (II. WoBauG) für Wohnraum den Wohnraum ab, bei dem die Förderzusage ab dem 01.01.2002 erteilt wird. Außerdem gibt es Änderungen beim Wohnungsbindungsgesetz (WoBindG) und der II. Berechnungsverordnung (II. BV).




Weitere wesentliche Änderungen bzw. Neuerungen

I. Änderung der Verwaltungs- und Instandhaltungskostenpauschalen

Verwaltungskosten ( § 26 II. BV)

230 EUR/WE

30 EUR/Garage

Instandhaltungskosten (§ 28 II. BV)

Baualtersgruppen:

Bezugsfertigkeit liegt am Ende des Kalenderjahres weniger als 22 Jahre zurück 
7,10 EUR

Bezugsfertigkeit liegt am Ende des Kalenderjahres mindenstens 22 Jahre zurück
9,00 EUR

Bezugsfertigkeit liegt am Ende des Kalenderjahres mindestens 32 Jahre zurück

11,50 EUR

Aufzug: 





1 EUR

Vermieter trägt Kosten der Schönheitsreparaturen: 
8,50 EUR/m² Wohnfläche

II. Änderung der Einkommensgrenzen (§ 9 WoFG)

· Einpersonenhaushalt: 






12.000 Euro

· Zweipersonenhaushalt: 






18.000 Euro

· zuzüglich für jedes weitere zum Haushalt rechnende Kind
: 

4.600 Euro bzw.

· für Haushaltsangehörige, die keine Kinder im Sinne des § 32 EstG sind: 
4.100 Euro

Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung Abweichungen zu den Einkommensgrenzen festzulegen.
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III. Fördergegenstände (§ 2 WoFG)
Neben dem Wohnungsbau sollen nun auch gefördert werden:

· erstmaliger Erwerb einer Wohnung innerhalb von 2 Jahren nach Fertigstellung

· Modernisierung von Wohnraum

· Erwerb von Belegungsrechten an Wohnungen

· Erwerb von bestehendem Wohnraum

IV. Haushaltsangehörige (§ 18 WoFG)
Einen Wohnberechtigungsschein können nun auch unverheiratete Paare/Lebenspartner gemeinsam beantragen.

V. Vorkaufsrecht im Sozialen Wohnungsbau bei Umwandlung in Wohneigentum 
§ 2 b WoBindG wird aufgehoben. Demnach gilt eine einheitliche Frist von 2 Monaten für alle Wohnungsarten nach § 577 (1) BGB i.V.m. § 469 (2) BGB.

Bis zum 31.12.2001 geförderter Wohnungsbestand





Ab dem 01.01.2002 geförderter Wohnungsbestand





WoFG


II. WoBauG


NMV


II. BV





WoFG


NMV


II. BV





Kostenmiete (Nettokaltmiete)


Mietpreisrecht regelt sich nach dem WoBindG





Höchstzulässige Miete nach Förderzusage (Nettokaltmiete) § 28 WoFG


Mietpreisrecht regelt sich nach dem BGB
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